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Geſetz⸗Sammlun 
fuͤr die 


Königlich en Preußiſchen Staaten. 


No. 18. 


(No. 1548.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 10ten Juni 1834., betreffend die Aufſicht des 
Staats uͤber Privatanſtalten und Privatperſonen, die ſich mit dem Unter⸗ 
richte und der Erziehung der Jugend beſchaͤftigen. 


Nac den Vorſchriften des Landrechts haben Privatanſtalten und Privatper⸗ 
ſonen, die ſich mit dem Unterrichte und der Erziehung der Jugend gewerbweiſe 
beſchaͤftigen wollen, bei derjenigen Behoͤrde, welche die Aufſicht uͤber das Schul⸗ 
und Erziehungsweſen des Ortes fuͤhrt, ihre Tuͤchtigkeit zu dem Geſchaͤfte zuvor 
nachzuweiſen und das Zeugniß derſelben ſich auszuwirken. Durch die Beſtim⸗ 
mungen des Gewerbe⸗Polizeigeſetzes vom ten September 1811. F. 83 — 86. 
find die landrechtlichen Vorſchriften zum Theil abgeändert worden; da die Er⸗ 
fahrung jedoch ergeben hat, daß hieraus Mißbraͤuche und weſentliche Nachtheile 
fuͤr das Erziehungs⸗ und Unterrichtsweſen entſtehen, ſo habe Ich Mich bewogen 
gefunden, die Beſtimmungen des Gewerbe⸗Polizeigeſetzes, inſoweit ſie die Vor⸗ 
ſchriften des Landrechts abaͤndern, wieder aufzuheben, und das Erforderniß der 
nachzuweiſenden Qualifikation fuͤr diejenigen Perſonen, welche Privatſchulen und 
Penſionsanſtalten errichten, oder ein Gewerbe daraus machen, Lehrſtunden in den 
Haͤuſern zu geben, in Gemaͤßheit der landrechtlichen Vorſchriften $$. 3. und 8. 
Tit. 12. P. II. herzuſtellen und feſtzuſetzen, daß ohne das Zeugniß der oͤrtlichen 
Aufſichtsbehoͤrde keine Schul- und Erziehungsanſtalt errichtet, auch ohne daſſelbe 
Niemand zur Ertheilung von Lehrſtunden als einem Gewerbe zugelaſſen werden 
darf. Dieſe Zeugniſſe ſollen ſich nicht auf die Tuͤchtigkeit zur Unterrichts⸗Erthei⸗ 
lung in Beziehung auf Kenntniffe beſchraͤnken, ſondern ſich auf Sittlichkeit und 
Lauterkeit der Geſinnungen in religioͤſer und politiſcher Hinſicht erſtrecken. Die 
betreffende Aufſichtsbehoͤrde ſoll indeß nicht befugt ſeyn, ſolche Zeugniſſe für Aus⸗ 
laͤnder auszufertigen, bevor die Genehmigung des Miniſteriums des Innern und 
der Polizei erfolgt iſt. In welcher Art hierbei zu verfahren, haben Sie, die 
Miniſter der geiſtlichen und Unterrichts⸗-Angelegenheiten und der Polizei, gemein 
ſchaftlich zu berathen und über die den Lokalbehoͤrden zu ertheilende Inſtrukti on 
ſich zu vereinigen. Das Staatsminifterium hat dieſe für den ganzen Umfang 
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der Monarchie in Anwendung zu bringenden Vorſchriften durch die Geſetz⸗ 
Sammlung bekannt zu machen. a 
Berlin, den 10ten Juni 1834. an 
ne Friedrich Wilhelm. 
An das Stgatsminiſterium. 
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(No. 1549.) Verordnung wegen Einrichtung der Rheinzoll⸗Gerichte und des gerichtlichen 
Verfahrens in den Rheinſchiffahrts Angelegenheiten. Vom 3often 
Juni 1834. f \ 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

Zur Vollziehung der Beſtimmungen, welche die am 31ſten Maͤrz 1831. 
zu Mainz abgeſchloſſene und am 19ten Mai 1831. von Uns ratifizirte Ueber⸗ 
einkunft unter den Uferſtaaten des Rheins in dem von den Gerichten in ſtreiti⸗ 
gen Mheinſchiffahrts-Angelegenheiten handelnden achten Titel enthält, verordnen 
Wir auf den Antrag Unſers Staatsminiſteriums und nach erfordertem Gut⸗ 
achten einer von Uns aus Mitgliedern des Staatsraths ernannten Kommiſſion, 


wie folgt: N N i 
’ Erſter Titel. ö 
Einrichtung der Rheinzoll-Gerichte. 

$. 1. Zu Rheinzoll⸗Gerichten werden beſtellt: 

1) im Regierungsbezirke Coblenz 
für die linke Rheinſeite die Friedensgerichte St. Goar, Boppard, Metternich 
(welches ſeinen Sitz in Coblenz hat), Andernach und Sinzig; fuͤr die rechte 
Rheinſeite die Juſtizaͤmter Ehrenbreitſtein, Neuwied und Linz. Der ordentliche 
Bezirk dieſer Gerichte bildet zugleich deren Bezirk als Zollgerichte; der Bezirk 
des Zollgerichts St. Goar wird ſich jedoch auch uͤber den Bezirk des Friedens⸗ 
Gerichts Stromberg, der Bezirk des Zollgerichts Metternich uͤber den Bezirk 
des Friedensgerichts Coblenz, und der Bezirk des Zollgerichts Neuwied über 
den Bezirk des Juſtizamts Bendorf erſtrecken. 

f 2) im Regierungs bezirke Eöln 
für die linke Rheinſeite das Friedensgericht der Stadt Bonn No. 1. und 
das Friedensgericht der Stadt Coͤln Nr. .; für die rechte Rheinſeite die Frie⸗ 
densgerichte Koͤnigswinter und Muͤhlheim. Der Bezirk des Zollgerichts Bonn 
umfaßt zugleich den Bezirk des Friedensgerichts Nr 2. daſelbſt; der Bezirk 
des Zollgerichts Coͤln erſtreckt ſich von der Grenze des Zollgerichts Bonn bis 
l zur 


* 


- 


zur Grenze des Bezirks des Friedensgerichts Dormagen und Aber die Buͤrger⸗ 
meiſterei Deutz; der Bezirk des Zollgerichts Koͤnigswinter von der Grenze des 
Juſtizamts Linz bis zur Grenze der Buͤrgermeiſterei Deutz; der Bezirk des Frie⸗ 
densgerichts Muͤhlheim iſt zugleich der des Zollgerichts. 
3) im Regierungsbezirke Duͤſſeldorf 

für die linke Rheinſeite die Friedensgerichte Dormagen, Neuß, Uerdingen, 
Rheinberg und Kanten, und für die rechte Rheinſeite das Friedensgericht Düf- 
ſeldorf und die Land⸗ und Stadtgerichte Duisburg, Weſel und Emmerich. Die 
ordentlichen Bezirke dieſer Gerichte bilden zugleich deren Bezirke als Zollgerichte; 
jedoch erſtreckt ſich der Bezirk des Zollgerichts Xanten von der Grenze des 
Friedensgerichts Rheinberg bis zur Hollaͤndiſchen Grenze, und der Bezirk des 
Zollgerichts Duͤſſeldorf von der Grenze des Friedensgerichts Muͤhlheim bis zur 
Grenze des Land- und Staͤdtgerichts Duisburg. 

$. 2. Bei den Land- und Stadtgerichten Duisburg, Weſel und Emme⸗ 
rich wird die Gerichtsbarkeit in den Rheinſchiffahrts⸗-Angelegenheiten durch eine 
Deputation verwaltet, die aus einem von dem vorgeſetzten Ober⸗Landesgerichte 
zu ernennenden Gerichtsmitgliede und Gerichtsſchreiber beſteht. Die Deputation 
führt den Titel: Rheinzoll⸗Gericht, und das dazu ernannte Gerichtsmitglied 
den Titel: Rheinzoll⸗ Richter. 

$. 3. Iſt der Friedensrichter oder Juſtizamtmann verhindert, fein Amt 
als Zollrichter wahrzunehmen, ſo wird er auch hierin durch denjenigen Richter 
vertreten, welcher ihn ſonſt in Civilſachen zu vertreten hat. Bei den Land- und 
Stadtgerichten erfolgt in Verhinderungsfaͤllen die Vertretung des Zollrichters 


durch eins der uͤbrigen Gerichtsmitglieder, welches von dem vorgeſetzten Ober⸗ 


Landesgericht dazu bleibend beſtellt wird. 
F. 4. Der dritte Senat des Rheiniſchen Appellations⸗Gerichtshofes zu 
Coͤln iſt das Appellationsgericht in den zur Kompetenz der Rheinzoll⸗Gerichte 
gehörigen Sachen, ſoweit ſolche nicht von den Betheiligten, nach der ihnen zur 
ſtehenden Wahl, zur Entſcheidung zweiter Inſtanz an die Rheinſchiffahrts⸗ 
Central⸗ Kommiſſion gebracht werden. 
S. 5. Als Fiskal zum Betrieb der Streitſachen fungirt bei jedem 
Rheinzoll⸗Gericht ein von der Regierung zu beſtimmender Verwaltungsbeamter. 
„ 6. Die Boten- und Exekutionsgeſchaͤfte werden in den Rheinſchiff⸗ 
fahrtsſachen durch die Gerichtsvollzieher und Gerichtsdiener beſorgt, welchen ſonſt 
jene Geſchaͤfte obliegen. 
$. 7. Anwalte und Juſtizkommiſſarien werden bei den Zollgerichten nicht 
angeſtellt; es koͤnnen ſich jedoch ſowohl in Straf- als Civilſachen die Bethei⸗ 
ligten — Bevollmächtigte vertreten laſſen. 
$. 8. In dem Geſchaͤftslokale des R des Rheinzoll⸗Amtes 
(No. 1549.) 32 und 


. 


und in dem Gemeinehauſe wird eine Anzeige oͤffentlich ausgehaͤngt, in welcher 
die Namen des Zollrichters und des Fiskals und die Grenze des Zollgerichts⸗ 
Sprengels angegeben ſind. 

$. 9. Das Appellationsgericht und die Rheinzoll⸗Gerichte führen ein 
Siegel mit dem Koͤniglichen Adler und der Umſchrift: „Koͤniglich⸗Preußiſch es 
Appellationsgericht in Rheinſchiffahrts⸗ N und nach N 
„Koͤniglich⸗Preußiſches Rheinzollʒ⸗Gericht zu . 


Ai Zweiter Titel. 
Kompetenz der Rheinzoll-Gerichte. 


$. 10. Die Kompetenz der Mheinzoll⸗Gerichte richtet ſich nach Artikel 
64. 81. 83. der Rheinſchiffahrts⸗Ordnung, und nach F. 1. dieſer Verordnung. Hat 
die Kontravention oder die den Civil⸗Anſpruch begruͤndende Thatſache auf dem 
Strome ſtattgefunden, ſo hat im erſten Fall der Fiskal, im zweiten der Ci⸗ 
vilklaͤger die Wahl zwiſchen Unſern Zollgerichten beider anſtoßenden Ufer. 

F. 11. Entdeckt fi bei einer Unterſuchung wegen Defraudation von 
Nheinſchiffahrts-Abgaben, daß auch ein anderer Rheinſtagt von dem Angeſchul⸗ 
digten an feinem Rechte verkuͤrzt worden iſt, fo hat das Rheinzoll⸗Gericht nach 
Vorſchrift der Nheinſchiffahrts⸗ Ordnung Artikel 83. auch hierüber die Unter⸗ 
ſuchung auszudehnen und das Erkenntniß abzufaſſen. 


Dritter Titel. 
Feſtſtellung und Verfolgung der Kontraventionen. 


$. 12. Die Zoll⸗, Steuer-, Polizei⸗ und Kommunalbeamten, welche eine 
Kontravention gegen die Rheinſchiffahrts-Ordnung entdecken, haben darüber ein 
Protokoll aufzunehmen, in welchem die Umſtaͤnde des Vorfalls genau angegeben 
ſeyn muͤſſen. Wird der Kontravenient auf der That betroffen, ſo muß das 
Protokoll in ſeiner Gegenwart aufgenommen und ihm zur Unterſchrift vorgelegt 
werden: verweigert er die Unterſchrift, ſo iſt hiervon im Protokoll Erwaͤhnung 
zu thun. | 
Wenn der Kontravenient ſich nicht bereit erklart, die verwirkte Strafe 
nach Vorſchrift des $. 57. ohne richterliches Erkenntniß zu entrichten, fo wird 
er ſofort dem Fiskale bei dem naͤchſten Zollgerichte unter Behaͤndigung des Pro⸗ 
tokolls vorgefuͤhrt, auf deſſen Antrag das Zollgericht den Kontravenienten, Falls 
er vor ausgemachter Sache die Reiſe fortſetzen will, zur Wahl eines am Orte 
des Zollgerichts befindlichen Domizils, in welchem die Inſinuationen an ihn 
geſchehen koͤnnen, und nach Umſtaͤnden zur Beſtellung der zu leiſtenden Kaution 
anhält. Wird die Wahl eines Domizils verweigert, ſo iſt dem Kontravenien⸗ 
ten 
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ten zu Protokoll zu eroͤffnen, daß die Inſinuationen an ihn zu Haͤnden des Ge⸗ 
richtsſchreibers erfolgen und von dieſem ihm durch die Poſt werden zuge⸗ 
ſchickt werden. . g i 8 a 
N F. 13. Die Aufnahme des Protokolls, bei welcher der Kontravenient 
nicht zugezogen werden kann, muß binnen drei Tagen nach Entdeckung der Kon⸗ 
travention geſchehen. f : : 

$. 14. Das vorſchriftsmaͤßig aufgenommene Protokoll hat in Betreff 
der Thatſachen, welche der Beamte darin aus eigener Wahrnehmung bekundet, 
bis zum Beweiſe des Gegentheils vollen Glauben. 

$. 15. Im Fall des §. 13. wird das Protokoll unter Mittheilung der 
etwa außerdem vorhandenen Beweismittel binnen drei Tagen dem Fiskale bei 
dem betreffenden Zollgerichte zugeſtellt. Iſt mit der Kontravention gegen die 
Rheinſchiffahrts⸗ Ordnung noch ein anderes Vergehen verbunden, ſo hat der 
Beamte, welcher das Protokoll aufgenommen hat, eine von ihm zu beglaubi⸗ 
gende Abſchrift deſſelben gleichzeitig an die Behoͤrde zu ſenden, welcher die Ver⸗ 
folgung dieſes Vergehens obliegt. 
F. 16. Anzeigen über Kontraventionen, über die keine amtliche Proto⸗ 

kolle anfgenommen worden ſind, werden gleichfalls bei dem Fiskale angebracht, 

welcher, wenn ſie nicht die Erforderniſſe vollſtaͤndiger Anklagen beſitzen, zuvoͤr⸗ 
derſt ihre Ergaͤnzung zu bewirken hat. 5 

F. 17. Wenn der Kontravenient zugegen iſt (F. 12.), muß der Fiskal 
ſofort, außerdem aber binnen kurzer Friſt und, wenn eine protokollariſche Feſt⸗ 
ſtellung der Kontravention erfolgt iſt, ſpaͤteſtens binnen drei Tagen nach dem 
Empfange des Protokolls, die Anklage dem Zollgerichte uͤbergeben. 

§. 18. Die Verfolgung der Kontravention zum Zweck der Beſtrafung 
iſt verjaͤhrt, wenn die Vorladung dem Angeſchuldigten nicht innerhalb Jahres⸗ 
friſt, vom Tage der veruͤbten Kontravention angerechnet, behaͤndigt worden iſt. 


Vierter Titel. 
Verfahren vor Gericht. 


Erſter Abſchnitt. 
Verfahren in Strafſachen. 
$. 19. Wenn der Kontravenient zur Stelle iſt und demſelben vor aus⸗ 
gemachter Sache die Fortſetzung der Reiſe nicht geſtattet wird, ſo muß auf die 
von dem Fiskale dem Zollgerichte uͤbergebene Anklage die Verhandlung und 
Entſcheidung der Sache ohne Verzug erfolgen. In allen andern Faͤllen be⸗ 
ſtimmt das Zollgericht auf den Antrag des Fiskals einen Tag zur Verhand- 
lung der Sache und verfuͤgt die Vorladung des Angeſchuldigten und der Zeu⸗ 
(No. 1549.) gen. 
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gen. Der Angeſchuldigte wird unter der Verwarnung vorgeladen, daß er im 
Falle des Nichterſcheinens als der angeſchuldigten That geſtaͤndig werde betrach⸗ 
tet und demgemaͤß nach den Geſetzen gegen ihn werde erkannt werden. 

$. 20. Zwiſchen dem Tage der Inſinuation der Vorladung und dem 
Tage der Verhandlung vor Gericht muß dem Angeſchuldigten, wenn er in dem 
landraͤthlichen Kreiſe, worin der Sitz des Zollgerichts ſich befindet, wohnt, oder 
am Gerichtsſitze ein Domizil gewaͤhlt hat, eine zehntaͤgige, wenn er außerhalb 
jenes Kreiſes in der Rheinprovinz wohnt, eine funfzehntaͤgige, wenn er in einer 
andern Provinz der Monarchie oder in einem andern Nheinufer- Staate wohnt, 
eine einmonatlihe und, wenn er in einem ſonſtigen auswärtigen Staate wohnt, 
eine zweimongtliche Friſt frei bleiben. 

F. 21. Bei einer nach Vorſchrift des L. 12. zu Händen des Gerichts⸗ 
ſchreibers zu bewirkenden Vorladung finden eben dieſe Friſten ſtatt, werden 
aber von dem Tage, wo die Vorladung zur Poſt gegeben worden iſt, gerech⸗ 
net. Auch bedarf es in dieſem Falle zur Begruͤndung des Kontumazialverfah⸗ 
rens nur einer Beſcheinigung der Poſtanſtalt, daß ihr die Vorladung zur Ab⸗ 
ſendung uͤbergeben worden iſt. 5 1 

$. 22. Die vorſtehenden Friſten (59. 20. und 21) koͤnnen auf den uͤber⸗ 
einſtimmenden Antrag der Betheiligten vom Gerichte abgekuͤrzt werden. 

$. 23. Bei Defraudation der in der Rheinſchiffahrts⸗Ordnung Art. 81. b. 
bezeichneten Abgaben kann die betreffende Verwaltungsbehoͤrde neben dem Fis⸗ 
kale als Klaͤgerin auftreten und ihre Rechte beſonders wahrnehmen. Gleiche 
Befugniß hat in Strafſachen, die zugleich einen Civil⸗Anſpruch begründen, jeder 
Betheiligte, auf deſſen Antrag in den Straf-Erkenntniſſen auch über den Civil⸗ 
Anſpruch zu entſcheiden iſt. i i 
$. 24. Erſcheint auf gehörige Vorladung der Angeſchuldigte in der zur 
Verhandlung der Sache angeſetzten Gerichtsſitzung nicht, ſo wird gegen ihn auf 
den Antrag des Fiskals oder Civilklaͤgers, der in der Vorladung enthaltenen 
Verwarnung gemaͤß, in contumaciam erkannt. 

$. 25. Das Kontumazialurtheil, welchem die Entſcheidungsgruͤnde bei- 
gefuͤgt ſeyn muͤſſen, wird dem Angeſchuldigten in gleicher Art, wie die Vor⸗ 
ladung, inſinuirt, welchem dagegen innerhalb der für die Vorladung beſtimmten 
Friſten ($$. 20. und 21.) die Oppoſition (Reſtitutionsgeſuch) zuſteht. 

$. 26. Die Oppoſition muß auf der Kanzlei des Zollgerichts ſchriftlich 
oder zu Protokoll eingelegt, und damit die Wahl eines Domizils am Gerichts⸗ 
ſitze zum Behuf der zu bewirkenden Inſinuationen verbunden werden. 

N $. 27. Wird die Oppoſition nicht innerhalb der beſtimmten Friſt ange⸗ 
bracht oder damit nicht die Wahl eines Domizils verbunden, ſo geht mit Ab⸗ 
lauf der Friſt das Kontumazial⸗Urtheil in die Rechtskraft über und wird von 
a dem 
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dem Gericht für vollſtreckbar erklaͤrt. Dem Angeſchuldigten ift gie Praͤſudiz 
in dem Kontumazial⸗Urtheil ſelbſt im Voraus anzukuͤndigen. 

$. 28. Auf gehörige Einlegung der Oppoſition beſtimmt das Gericht 
einen anderweitigen Tag zur Verhandlung der Sache, und ladet dazu die Be⸗ 
theiligten, unter abſchriftlicher, auf Koſten des Opponenten zu bewirkender Zu⸗ 
fertigung der Oppoſition an den Fiskal und Civilklaͤger, vor. 

$. 29. Erſcheint der Angeſchuldigte in der zur anderweitigen Verhand⸗ 
lung angeſetzten Gerichtsſitzung nicht, ſo wird die Oppoſition als nicht angebracht 
angeſehen und das Kontumazial⸗Urtheil auf den Antrag des Fiskals oder Civil⸗ 
klaͤgers für rechtskraͤftig und vollſtreckbar erklaͤrt; erſcheint aber der Angeſchul⸗ 
digte, ſo wird das Kontumazial⸗Urtheil als nicht ergangen betrachtet und in der 
Sache nach den nachfolgenden Vorſchriften weiter verfahren. 

$. 30. Wenn der Angeſchuldigte ſich auf die Vorladung vor Gericht 
geſtellt hat, ſo wird der Fiskal und der Civilklaͤger mit ſeinen Antraͤgen und 
ſodann der Angeſchuldigte mit ſeiner Vertheidigung muͤndlich vernommen; nach⸗ 
dem durch die gegenſeitigen Erklaͤrungen die Sache hinlaͤnglich eroͤrtert worden, 
nimmt das Gericht die Reſultate der muͤndlichen Verhandlung und die Antraͤge 
der Betheiligten zu Protokoll, wobei der Angeſchuldigte und der Civilklaͤger, 
wenn ſie nicht ſchon ein Domizil am Gerichtsſitze haben, ein ſolches Behufs der 
Inſinuationen waͤhlen muͤſſen. 

$. 31. Nach Vernehmung der Betheiligten wird mit Aufnahme der zur 
Stelle vorhandenen Beweismittel verfahren und, wenn die Sache zum Urtheile 
reif iſt, daſſelbe ſogleich erlaſſen und publizirt, ſonſt aber das Weitere wegen 


Fortſetzung der Sache angeordnet und den Betheiligten bekannt gemacht. Nur 


aus erheblichen Gruͤnden kann die Publikation des Urtheils zu einer andern, 
nicht uͤber acht Tage entfernten Sitzung, zu welcher die Betheiligten vor ihrer 
Entlaſſung vom Gerichte muͤndlich zu beſcheiden find, ausgeſetzt werden. 

$. 32. In dem Urtheile muß die Kontravention nach der pflichtmaͤßigen 
Ueberzeugung des Richters entweder fuͤr erwieſen, oder fuͤr nicht erwieſen erklaͤrt 
werden; auf außerordentliche Strafen, oder auf Freiſprechung von der Inſtanz, 
darf das Gericht nicht erkennen. Die Freiſprechung des Kontravenienten wer 
gen Unzulaͤnglichkeit des Beweiſes hindert jedoch den Civilklaͤger nicht, ſeine An⸗ 
ſpruͤche weiter zu verfolgen. 

F. 33. Die Urtheile und Vorbeſcheide muͤſſen die Thatumſtaͤnde, welche 
der Unterſuchung zum Grunde liegen, die Fragen, auf welche es nach den bei⸗ 
derſeitigen Erklaͤrungen ankommt, und die Entſcheidungsgruͤnde enthalten. 

9. 34. Die Ausfertigungen der Urtheile muͤſſen den Betheiligten binnen 
drei Tagen nach Publikation derſelben inſinuirt werden. 

. 35. Die Appellation iſt nur gegen Urtheile, nicht gegen Vorbeſcheide 

(Fo. 1539.) suläfli: 
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zulaͤſſig. Sie kann jedoch auch Beſchwerden gegen Vorbeſcheide mit umfaſſen; 
namentlich gilt dies von ſolchen Vorbeſcheiden, durch welche das Zollgericht ſich 
gegen den Antrag eines der Betheiligten für kompetent erklaͤrt. 

F. 36. Die Appellation kann nicht nur gegen kontradiktoriſch erlaſſene, 
ſondern auch gegen Kontumazial⸗Urtheile eingelegt werden, in welchem letzten Fa 
ſie an die Stelle der Oppoſition tritt. 8 a i 

$. 37. Die Appellation ſteht ſowohl dem Angeſchuldigten, als dem Fis⸗ 
kal und dem Civilklaͤger zu, wenn der Gegenſtand des Antrages des Fiskals 
und des Civilklaͤgers unter Beirechnung der Akzeſſorien, jedoch mit Ausſchluß 
der Unterſuchungskoſten, über 50 Franken (13 Thaler — Sgr. 6 Pf.) beträgt, 
oder wenn bei einem geringeren Gegenſtande das Urtheil wegen Inkompetenz 
des Gerichts angefochten wird. ö 

F. 38. Die Appellation muß binnen zehn Tagen, von der Inſinuation 
des Urtheils angerechnet, durch eine auf der Kanzlei des Zollgerichts zu Proto⸗ 
koll zu gebende Erklaͤrung eingelegt, und es muͤſſen bei Verluſt des Rechsmit⸗ 
tels in derſelben die Beſchwerdepunkte beſtimmt ausgedruͤckt werden. Dem in 
contumaciam Verurtheilten ſteht jedoch zur Einlegung der Appellation, wenn er 
dieſe mit Uebergehung der Oppoſition ergreift, die fuͤr letztere vorgeſchriebene 
Friſt zu. Abſchrift des Protokolls, welches über die Appellations⸗- Anmeldung 
aufgenommen worden iſt, muß auf Koſten des Appellanten dem Gegner binnen 
drei Tagen nach der Aufnahme zugeſtellt werden. : 

F. 39. Wird in einer Sache, welche wegen Geringfuͤgigkeit des Gegen⸗ 
ſtandes nicht appellationsfaͤhig iſt, die Appellation angemeldet, ſo iſt zwar hieruͤber 
ein Protokoll aufzunehmen, das Zollgericht aber hat die Verpflichtung, ſein Urtheil 
ſofort fuͤr vollſtreckbar zu erklaͤren. 

$. 40. Der Appellant, welcher die Sache zur Entſcheidung der Central: 
Kommiſſion zu bringen beabſichtigt, muß dieſes ſogleich bei Einlegung der Appel⸗ 
lation ausdrücklich erklaͤren; in Ermangelung einer ſolchen Erklärung gehört die 
Entſcheidung vor das Appellationsgericht. 5 

$. 41. Auf die Einlegung der Berufung an die Central⸗Kommiſſion iſt 
das Urtheil erſter Inſtanz, nach Vorſchrift des Artikels 86. der Rheinſchiffahrts⸗ 
Ordnung, für proviſoriſch vollſtreckbar zu erklaͤren, und hiernaͤchſt nach Art. 88. 
weiter zu verfahren. N 

F. 42. Die Berufung an das Appellationsgericht ſuspendirt jederzeit die 
Vollſtreckung des Urtheils erſter Inſtanz. 

$. 43. Binnen vier Wochen nach Einlegung der Appellation hat der 
Appellant die Ausfuͤhrung der Beſchwerden auf der Kanzlei des Zollgerichts 
ſchriftlich zu uͤberreichen oder zu Protokoll zu geben; das Gericht theilt dieſelbe 
auf Koſten des Appellanten dem Appellaten unverzuͤglich mit, um Bun 5 

N Wochen 
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Wochen nach ene Inſinuation feine Gegennusführ er. Beide 
Friſten ſind praͤkluſiviſch. 

F. 44. Nach erfolgtem Schriftwechſel, oder nach fruchtloſem Ablaufe 
der vorſtehend dem Appellanten und, nach Unterſchied, dem Appellaten bewillig⸗ 
ten Friſt, werden die Akten an das Appellationsgericht eingeſandt, welches auf 
den in Beiſeyn eines Mitgliedes des Öffentlichen Miniſteriums gehaltenen ſchrift⸗ 
lichen Vortrag eines Referenten laͤngſtens in Monatsfriſt das Urtheil, oder, 
wenn es noch eine naͤhere Ermittelung fuͤr nothwendig haͤlt, den Vorbeſcheid 
erlaͤßt. Die Urtheile und Vorbeſcheide werden nach Vorſchrift des $. 33. 
abgefaßt. 

$. 45. Die Erledigung des Vorbeſcheides wird bei dem Zollgerichte, 
an welches zu dem Ende die Akten zurückgehen, bewirkt. Hiernaͤchſt werden 
die Akten zur Abfaffung des Urtheils an das Appellationsgericht wieder ein⸗ 
geſandt. 

$. 46. Das Urtheil wird durch das Zollgericht, welchem daſſelbe in der 
erforderlichen Anzahl von Ausfertigungen mit den Akten zu uͤberſenden iſt, den 
Betheiligten ſtatt der Publikation inſinuirt. 

$. 47. Gegen die Entſcheidung des Appellationsgerichts findet ein fer⸗ 
neres Rechtsmittel, und namentlich das der Kaſſation, nicht ſtatt. 

FS. 48. In allen Faͤllen, wo eine Kaution zu beſtellen iſt, entſcheidet das 
Zollgericht, ohne daß eine weitere Berufung ſtattfindet, ſowohl uͤber die Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung der Kaution, als uͤber deren Hoͤhe und Annehmbarkeit, 
welche nach den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften zu ermeſſen iſt. Oeffent⸗ 
liche Behoͤrden ſind von der Verbindlichkeit zur Kautionsleiſtung befreit. 

$. 49. Bei dem ganzen Verfahren findet fo wenig in erſter, als in 
zweiter Inſtanz der Gebrauch von Stempelpapier und die Anwendung von 
Sporteltaxen fuͤr die Richter und Gerichtsſchreiber ſtatt; die Betheiligten 
haben keine andere Koſten, als ſolche zu tragen, die durch Zeugen oder Sach⸗ 
verftändige und deren Vorladung, durch Inſinuationen, Porto u. f. w. veran⸗ 
laßt und nach der bei den betreffenden Gerichten fuͤr andere Streitſachen einge⸗ 
fuͤhrten Taxordnung liquidirt werden. 


Zweiter Abſchnitt. 
Verfahren in Civil ſa chen. 


F. 50. In Civilſachen tritt das im erſten Abſchnitte vorgeſchriebene 
Verfahren ein, ſoweit nicht nachſtehend eine Abaͤnderung getroffen worden iſt. 
Jahrgang 1831. (No. 1549.) A a $. 51. 
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F. 51. Der Fiskal fung'rt in Civilſachen nicht bei den Zollgerichten; 


bei dem Appellationsgerichte muß der Beamte des oͤffentlichen Miniſteriums in 
derſelben Weiſe, wie es K. 44. vorgeſchrieben iſt, zugezogen werden. 
F. 52. Die Klage wird muͤndlich auf f der a des a an⸗ 
gebracht und zu Protokoll genommen. 
F. 53. In Anſehung der Stempel und Sporteln findet bie Dorf 
des b. 49. Anwendung. 


Fuͤnfter Titel. 
Strafen der Kontraventionen. 


F. 54. Inſofern die zur Kompetenz der Rheinzoll⸗Gerichte gehoͤrigen 
Uebertretungen der Vorſchriften der Rheinſchiffahrts-Ordnung in letzterer nicht 
mit beſonderen Strafen bedroht ſind, tritt eine Geldbuße bis zu Fuͤnf Thalern 
ein. Saͤmmtlichen Geldſtrafen wird fuͤr den Unvermögensfall eine verhaͤltniß⸗ 
maͤßige Gefaͤngnißſtrafe ſubſtituirt. 


Sechster Titel. 
Vollſtreckung der Urtheile. 


FS. 55. Die Vollſreckung der Urtheile erfolgt nach den in den betref⸗ 
fenden Landestheilen geltenden allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften. Wenn 
hiernach die Vollſtreckung nicht unmittelbar von dem Rheinzoll⸗Gerichte bewirkt 
wird, fo wird von letzterem das Urtheil mit einem Atteſte über die Vollſtreck⸗ 
barkeit deſſelben ausgefertigt und in Strafſachen dem Fiskal von Amtswegen, 
in anderen Sachen aber den Betheiligten auf deren Anſuchen zugeſtellt, um auf 
den Grund deſſelben die „ bei der 1 Behoͤrde in Antrag zu 
bringen. 

§. 56. Die von den Rheinzoll⸗Gerichten in anderen Rheinſtaaten erlaſſe⸗ 
nen Urtheile werden, wenn ſie nach Artikel 85. der Rheinſchiffahrts-Ordnung 
in Preußiſchem Gebiet vollſtreckt werden ſollen, zuvor von dem Appellations⸗ 
Gerichte in den Rheinſchiffahrts-Angelegenheiten, ohne neue Pruͤfung ihres In⸗ 
9 für vollſtreckbar erklaͤrt; dieſe Erklarung erfolgt koſtenfrei. 


Siebenter Titel. f 
Adminiſtrative Erledigung der Kontravention. 
§. 57. Wenn der Kontravenient nach der Beſtimmung der Rhein⸗ 


ſchiffahrts⸗ „Ordnung Artikel 81. litt. a. ſich bereit erklart, ohne richterliches Er⸗ 
kennt⸗ 
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kenntniß die verwirkte Strafe zu entrichten, ſo nimmt die betreffende Verwal— 
tungsbehoͤrde hieruͤber ein Protokoll auf, welches die Bezeichnung der Kontra⸗ 
vention, den Betrag der verwirkten Strafe, die Erklaͤrung des Kontravenienten, 
daß er ſich freiwillig der Strafe unterwerfe, und die Bemerkung uber die 
erfolgte Zahlung der Strafe und der Abgaben enthalten muß. Gegen dieſe 
gbminiſtrative Erledigung iſt der Rekurs an die Gerichte nicht zulaͤſſig. 
Ulrkundlich iſt dieſe Verordnung von Uns Hoͤchſteigenhaͤndig vollzogen 
und mit Unſerem Koͤniglichen Inſiegel bedruckt worden. 
Gegeben Berlin, den 30ſten Juni 1834. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Carl, Herzog zu Mecklenburg. 
v. Kamptz. Muͤhler. 


Beglaubigt⸗ 


Frieſe. 


= 
(No. 1550.) Verordnung wegen Anwendung der Rheinſchiffahrts-Ordnung und der Ver⸗ 


ordnung über die Rheinzoll-Gerichte ꝛc. vom heutigen Tage auf die Bin⸗ 
nenſchiffahrt am Rhein. Vom 30ſten Juni 1834. N 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ıc. 8 


Obwohl die Rheinſchiffahrts⸗-Ordnung vom 31ſten Maͤrz 1831. nach de⸗ 
ren Artikel 46. auf diejenigen Schiffspatrone oder Fuͤhrer keine Anwendung fin⸗ 
det, deren Gewerbe ſich nur auf das eigene Gebiet ihres Landesherrn erſtreckt, 
ſo finden Wir Uns dennoch, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und 
nach erfordertem Gutachten einer von Uns aus Mitgliedern des Staatsraths 
ernannten Kommiſſion, bewogen, hiermit zu verordnen: 


2 daß fuͤr die innerhalb der Grenzen Unſerer Staaten liegende Strecke 
des Rheinſtroms und die Preußiſchen Strecken der Nebenſtroͤme des 
Rheins die denſelben angehoͤrigen Schiffspatrone oder Fuͤhrer den 
Vorſchriften ſowohl der Rheinſchiffahrts-Ordnung als auch der heuti⸗ 
Verordnung, die Rheinzoll⸗Gerichte betreffend, unterworfen ſeyn ſollen, 
(No. 1549 — 1550.) jedoch 
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jedoch mit der Maaßgabe, daß in Sachen der gedachten Schiffs patrone 
oder Führer die Berufung von den Uttheilen der Rheinzoll⸗Gerichte 
nur an das Appellationsgericht zu Coͤln ſtattfindet. 61150 
Von der hier vorgeſchriebenenen Ausdehnung bleiben die Fuͤhrer von 
Fahrzeugen, welche zum Ueberſetzen von Perſonen, Pferden, Wagen, Gepaͤcke 
und andern Gegenſtaͤnden von einem Ufer an das gegenuͤberliegende beſtimmt 
find, imgleichen die der Marktſchiffe und der Nachen unter dreihundert Centner 
Ladungsfaͤhigkeit ausgenommen. N Jul 
Urkundlich iſt dieſe Verordnung von Uns Hoͤchſteigenhaͤndig vollzogen 
und mit Unſerem Koͤniglichen Inſiegel bedruckt worden. n 
Gegeben Berlin, den 30ſten Juni 1834. . 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 


Carl, Herzog zu Mecklenburg. 
v. Kamptz. Muͤhler. 


g 5 Beglaubigt: 
Frieſe. 


